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Titel:

Keine Eintragung als Idealverein bei Rechtsformmissbrauch

Normenketten:
BGB § 21
FamFG § 26

Leitsätze:
Die Eintragung als Idealverein nach § 21 BGB ist wegen Rechtsformmissbrauchs zu versagen, wenn ein 
Verein trotz formal ideeller Satzungszwecke nach seiner objektiven Gesamtkonzeption vorrangig auf die 
private Vermögensstrukturierung und -verwaltung ausgerichtet ist. (Rn. 5 – 8)
1. Ob der Hauptzweck des Vereins i.S.d. § 21 BGB auf einen nicht wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
gerichtet ist, beurteilt sich nicht ausschließlich nach dem Wortlaut der Satzung, sondern nach dem 
tatsächlich erfolgten Zweck und der beabsichtigten Tätigkeit. (Rn. 2) (redaktioneller Leitsatz)
2. Gemäß § 26 FamFG hat das Registergericht den entscheidungserheblichen Sachverhalt von Amts 
wegen zu ermitteln und ist somit nicht gehindert, neben der Satzung auch sonstige objektive Umstände zu 
berücksichtigen, die Rückschlüsse auf den wahren Vereinszweck zulassen. (Rn. 2) (redaktioneller Leitsatz)
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Tenor

1. Die Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des Amtsgerichts Würzburg vom 09.04.2026, 
Az. 04 AR 906/25, wird zurückgewiesen.

2. Der Antragsteller trägt die Kosten des Beschwerdeverfahrens.

3. Die Rechtsbeschwerde wird nicht zugelassen.

4. Der Gegenstandswert des Beschwerdeverfahrens wird auf 5.000,00 € festgesetzt.

Gründe

I.

1
Die zulässige Beschwerde hat in der Sache keinen Erfolg. Das Registergericht hat die Eintragung des 
Antragstellers als Idealverein i. S. d. § 21 BGB zu Recht abgelehnt, weil es sich im konkreten Fall um einen 
Gestaltungsmissbrauch handelt.

2
1. Nach § 21 BGB setzt die Eintragung eines Vereins voraus, dass sein Hauptzweck nicht auf einen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist. Ob diese Voraussetzung erfüllt ist, beurteilt sich nicht 
ausschließlich nach dem Wortlaut der Satzung, sondern nach dem tatsächlich verfolgten Zweck und der 
beabsichtigten Tätigkeit (vgl. KG Berlin, Beschluss vom 26.10.2004, Az. 1 W 269/04, juris Rn. 6; Leuschner 
in MünchKomm BGB, 10. Auflage 2025, § 60 Rn. 4, jew. m. w. N.). Gemäß § 26 FamFG hat das 
Registergericht den entscheidungserheblichen Sachverhalt von Amts wegen zu ermitteln und ist somit nicht 



gehindert, neben der Satzung auch sonstige objektive Umstände zu berücksichtigen, die Rückschlüsse auf 
den wahren Vereinszweck zulassen.
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2. Der Idealverein ist ein gesetzlich vorgegebener Organisationstyp, der nicht dadurch unterlaufen werden 
darf, dass ein nichtwirtschaftlicher Verbandszweck lediglich formal gewählt wird, während der tatsächliche 
Schwerpunkt der Vereinstätigkeit einem anderen Zweck dient. So liegt es indes hier.
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a) Zwar ist die Satzung erkennbar darauf angelegt, die registerrechtlichen Anforderungen des § 21 BGB 
einzuhalten und etwa die vom Bundesgerichtshof in dem Beschluss vom 11.09.2018, Az. II ZB 11/17, als 
Eintragungshindernis angesehenen Regelungen zur Vermögensausschüttung zu vermeiden.

5
b) Der entscheidende Punkt ist aber, dass in der Gesamtschau des hier zur Anwendung kommenden, von 
dem Gründungsmitglied X. entwickelten Geschäftsmodells, das sich auch in der Satzung widerspiegelt, die 
gesetzlich geforderte Mitgliederbasis nur formal hergestellt wird, während die objektive Konzeption darauf 
gerichtet ist, den Verein als Instrument der privaten Vermögensstrukturierung für den Vorstand, Frau Z., 
einzusetzen.
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aa) So legt X. in einem unter https://www…. veröffentlichten Interview dar, dass viele Immobilienanleger und 
Unternehmer Wege suchten, „ihr Vermögen besser zu schützen und die Nachfolge zu regeln“. Als 
Alternative zu „komplexen Gesellschaftsformen“ böte sich dabei „mit dem privatnützigen Verein eine 
innovative, steuerlich attraktive Alternative, die gleichzeitig Flexibilität und Vermögensschutz ermöglicht“. Er 
– X. – „liefere“ die sieben notwendigen Mitglieder für die Eintragung im Vereinsregister (§ 56 BGB), 
„begleite“ den gesamten Prozess von der Gründung bis zur Vermögensübertragung und steuere auch 
sämtliche Unterlagen einschließlich der Satzung bei (Abruf vom 25.11.2025; Ausdruck in der Papierakte des 
Registergerichts).
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bb) Die Gründung des Antragstellers basiert auf diesem Modell, wie auch der Verweis des Registergerichts 
auf mehrere Parallelverfahren zeigt: In allen Fällen kommt eine standardisierte Satzung zur Anwendung und 
sind die Gründungsmitglieder, mit Ausnahme des jeweiligen Vorstands, identisch. Die Satzung weist dem 
Vorstand eine starke Stellung zu (vgl. §§ 5 Abs. 1, 8 Abs. 2, 9 Abs. 1, 14 Abs. 1 und Abs. 2, 15 Abs. 2), 
konzentriert die Entscheidungsmacht auf einen kleinen Kreis von Voll- und Ehrenmitgliedern (vgl. §§ 5 Abs. 
3, 17 Abs. 4, 20 Abs. 2) und räumt der Vermögensbildung und -verwaltung ein hohes strukturelles Gewicht 
ein, indem sie etwa ausdrücklich die Unterhaltung eines Wohnhauses vorsieht (§ 2 Abs. 2) und detaillierte 
Regelungen über Kapital- und Sacheinlagen enthält (§ 23 Abs. 5 und Abs. 6). Demgegenüber bleiben die 
praktischen Mechanismen zur Verwirklichung der in § 2 genannten ideellen Förderzwecke vergleichsweise 
abstrakt ausgestaltet. Durch das Eintrittsrecht nach § 11 wird eine dauerhafte Fortführung des Vereins über 
Generationen hinweg angelegt. In der Gesamtschau schafft die Satzung die organisatorischen 
Voraussetzungen für einen auf langfristige Vermögenserhaltung innerhalb des Mitgliederkreises angelegten 
Verband.
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cc) Nach alledem ist der Vereinszweck, anders als § 2 der Satzung durch die Auflistung einer Vielzahl 
ideeller Förderzwecke suggeriert, strukturell auf die dauerhafte Verwaltung von (Familien-)Vermögen 
angelegt, wie es auch der öffentlichen Darstellung und Werbung durch den spiritus rector X. entspricht. Der 
Senat verkennt nicht, dass Vermögensverwaltung einem Idealverein grundsätzlich gestattet sein kann. Hier 
erschöpft sich die Vermögensverwaltung jedoch nach der objektiven Gesamtkonzeption nicht in einer 
dienenden Hilfstätigkeit zur Verwirklichung ideeller Zwecke, sondern prägt den Charakter des Verbands 
maßgeblich. Damit wird die Rechtsform des Idealvereins als funktionaler Ersatz für eine Stiftung oder 
vergleichbare vermögensverwaltende Organisation missbraucht.
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3. Die Anmeldung eines Vereins, der entgegen § 21 BGB keinen Idealverein bildet, ist zurückzuweisen (vgl. 
KG Berlin, Beschluss vom 26.10.2004, Az. 1 W 269/04, juris Rn. 6; Leuschner in MünchKomm BGB, 10. 
Auflage 2025, § 60 Rn. 4, jew. m. w. N.).



II.

10
Die Kostenentscheidung beruht auf § 84 FamFG, die Festsetzung des Geschäftswerts auf § 36 Abs. 3 
GNotKG. Ein Grund für die Zulassung der Rechtsbeschwerde (§ 70 Abs. 2 Satz 1 FamFG) besteht nicht.


